
Berlin. 26. A p r i l  1961 Nr. 8 / 14. Jahrgang

Kennedy warnt Chruschtschow
„Unter keinen Umständen wird Kuba kommunistiscb bleiben“

Washington (ap/dpa/upi). Präsident Kennedy hat erklärt, daß 
die USA unter Umständen im Interesse ihrer eigenen Sicherheit 
einseitig in Kuba intervenieren würden, falls nicht alle ameri
kanischen Staaten zusammen dem Eindringen des Kommunis
mus in die westliche Hemisphäre Halt gebieten sollten. Einen 
Tag nach der Zerschlagung der Eandungsaktion auf Kuba sagte 
Kennedy vor Zeitungsverlegern, daß jedes einseitige amerika
nische Eingreifen in die kubanischen Ereignisse der letzten 
Tage gegen die Traditionen und internationalen Verpflichtungen 
der USA verstoßen hätte. »»Wir wollen aber jetzt feststellen, 
daß unsere Zurückhaltung nicht unbegrenzt ist“ , sagte Kennedy.

„Sollte es jemals der Fall sein, 
daß die interamerikanische Dok
trin der Nichteinmischung nur 
eine Politik der Tatenlosigkeit 
verbirgt oder entschuldigt, dann 
möchte ich in aller Deutlichkeit 
feststellen, daß die amerikani
sche Regierung nicht zögern 
wird, ihren primären Verpflich
tungen, die der Sicherheit der 
eigenen Nation gelten, nachzu
kommen.“

Kennedy fügte hinzu, daß die 
USA sich in solchem Falle nicht 
über Interventionen von seiten 
derer belehren lassen würden, 
„deren Charakter für alle Zeiten 
auf den blutgetränkten Straßen 
von Budapest gezeichnet wor
den ist.“

Nach Ansicht Kennedys sollte 
die „ernüchternde Episode“ der 
zerschlagenen Landungsaktion 
auf Kuba der ganzen Welt drei 
Lehren geben:

1. Die Kräfte des Kommunis
mus dürfen nicht unterschätzt 
werden, weder in Kuba noch 
sonst irgendwo in der Welt. Der 
eisernen Disziplin der kommu
nistischen Länder müsse die 
Selbstdisziplin der freien Welt 
entgegengesetzt werden.

2. Die Rolle des Kommunis
mus auf Kuba muß genauer und 
realistischer beobachtet werden. 
Alle amerikanischen Staaten 
müßten ihre Entschlossenheit

zeigen, den Ausbau Kubas zu 
einem Stützpunkt zur Untermi
nierung des ganzen freien Ame
rikas zu verhindern.

3. Die freie Welt befindet sich 
an jedem Platz dieser Erde in 
einer unablässigen Auseinander
setzung mit dem Kommunismus. 
In diesem Kampf dienten Ar
meen und Atomwaffen nur als 
Schild, während die wirklichen 
Waffen Umsturz und Infiltration 
seien.

Kennedy zog aus diesen Leh
ren den Schluß, daß in dieser 
erbitterten Auseinandersetzung 
nur die starken, fleißigen und 
weitsichtigen Nationen über
leben können. Dieser Heraus
forderung müsse entsprechend 
begegnet werden. „Zu lange 
haben wir unsere Augen auf die 
traditionellen militärischen Not
wendigkeiten gerichtet, auf Ar
meen, die zum überschreiten 
von Grenzen bereit sind, oder 
auf Raketen, die zum, Flug 
bereitstehen. Jetzt sollte es 
klar sein, daß dies nicht länger 
ausreicht — daß unsere Sicher
heit verlorengehen kann, ohne 
daß ein einziges Geschoß ab
gefeuert oder eine einzige 
Grenze überschritten wird. Wir 
beabsichtigen, aus -dieser Lehre 
unseren Nutzen zu ziehen. Wir 
beabsichtigen, unsere Streit
kräfte, unsere Taktiken und

unsere Einrichtungen zu über
prüfen und neu zu orientieren. 
W ir beabsichtigen, unsere. Be
mühungen für einen Kampf zu 
verstärken, der in vieler Weise 
schwieriger als ein Krieg ist.“

Kein Siegesjubel
In Kuba selbst ist eine groß

angelegte Verhaftungswelle an
gelaufen, die alle Personen er
fassen soll, die im Verdacht 
stehen, mit den USA und den 
Rebellen zu sympathisieren. 
Bisher sollen rund 50 000 Män
ner, Frauen und Kinder in iso
lierte Lager gebracht worden 
sein. Inzwischen gab der Kuba
nische Revolutionsrat in New 
York zu, einen schweren Schlag 
erlitten zu haben. Der Rat be
tont jedoch, man werde den 
Kampf um Kuba bis zum Ende 
fortsetzen.

Falsche Xage-Beurteilung*
Für das Scheitern des Unter

nehmens machen die Rebellen 
in erster Linie den Einsatz von 
sowjetischen Panzern und Dü
senjägern verantwortlich. Im 
übrigen nehmen politische Be
obachter an, daß die Rehellen
führung offenbar die Situation 
auf der Insel nicht richtig ein
geschätzt hat. Besonders über 
die Haltung des Volkes habe 
man sich Illusionen gemacht. 
Außerdem glaubt man, die In
vasoren hätten zu früh los ge
schlagen. Die Aufständischen 
argumentieren dagegen, der 
Grund dafür sei die unmittel
bar bevorstehende Rückkehr 
von 80 kubanischen Düsen
jäger-Piloten aus der Tschecho
slowakei gewesen. Man habe 
vermeiden wollen, daß Castro 
bei Beginn der Invasion eine 
größere Anzahl von Migs ein
satzbereit habe.



DER t a©
U N A B H Ä N G I G E  Z E I T U N G  F Ü R  D E U T S C H L A N D

Kuba gehl alle an
K. W. B. Der Friseur vom 

Driskill-Hotel von Austin, der 
mir die heiße Kompresse auf
drückte, war Kubaner. Daß 
Adenauer im Triumphzug durch 
diese Hauptstadt von Texas 
ziehen sollte, gab er mir wort
reich mit vielem Wohlwollen zu 
verstehen. Aber den heftigen 
Schwall seiner Begeisterung 
unterbrach er immer wieder 
mit Fragen dazu, was ich, aus 
so weiter Entfernung herge
kommen, zur Invasion in Kuba 
meine. Er trug sich mit dem 
Gedanken, Schere und Kamm 
liegenzulassen und die zwei 
Flugstunden von Austin zur 
Zuckerinsel zu wagen, um da
beizusein. Wie er mochten viele, 
sicherlich die meisten der in 
den Vereinigten Staaten le
benden Kubaner, vom Anti- 
Castro-Unternehmen einen siche
ren Erfolg erwarten. Mehr als 
hunderttausend Flüchtlinge 
waren in den zwei Jahren, seit 
Castro auf Kuba das Heft in 
der Hand hält, in den Verei
nigten Staaten und in Mittel
amerika angekommen. Doch wie 
der Friseur in Texas waren sie 
alle verstreut in den Weiten 
beider Amerika. Niemand 
mochte sich eine Vorstellung 
von den wirklichen Kräften der 
Rebellen-Bewegung zu machen. 
Niemand konnte ahnen, wie sie 
vorbereitet und wie sie ausge
rüstet war. Aber auch der Ku
baner in Texas meinte* daß die, 
die das Signal zum Aufbruch 
gegeben hätten, schon wissen 
müßten, ob dies der richtige 
Augenblick zur Aktion gewesen 
sein mußte.

★

Nun, da das Unternehmen 
offensichtlich gescheitert ist, 
werden sich nicht nur die kuba
nischen Patrioten, die der wei
teren Existenz der kommunisti
schen Castro-Diktatur zusehen 
müssen, fragen, welches Mittel 
es eigentlich in der Welt gibt, 
gegen -die Diktatur die Frei
heit und die Demokratie zu set
zen. Die Revolte, so klein, so 
schlecht vorbereitet, zu so un
günstigem Zeitpunkt gestartet 
sie immer gewesen sein mag, 
läßt keinen Vergleich mit der 
Serie der südamerikanischen 
und mittelamerikanischen Revo- 
lutiönchen zu, die jahrzehnte
lang zum Strukturbild dieser

Staaten gehört haben. Das 
Castro-Regime ist, ebenso wie 
der mißglückte Aufstand gegen 
den Diktator, nicht ein bloßes 
Stück Revoluzzer tum, das die 
übrige Welt nichts anginge. Auf 
der Kuba-Insel hatte sich mit 
Castro ein Kapitel kommunisti
schen Weltbürgerkrieges eta
bliert. Dies vor den Toren der 
größten Weltmacht des freien 
Westens und mit allen Anstren
gungen, auf den ganzen ibero- 
amerikanischen Kontinent aus
zustrahlen.

★
Die Art, wie Castro sein Re

gime zu stabilisieren suchte, 
entsprach den frühen Revolu
tions-Praktiken in Rußland. 
Und die immer offenkundiger 
gewordene ideologische Verbin
dung mit Moskau ergänzte die 
wirtschaftliche und militärische 
Hilfe, die Castro vom Kreml 
oder seinen beauftragten euro
päischen Satelliten bekam. Das 
Kuba Castros attackierte aus 
dem kommunistischen Arsenal 
die 150 Kilometer entfernten 
Vereinigten Staaten. Natürlich 
war der Größenunterschied zwi
schen der Sechs-Millionen-Insel 
und dem amerikanischen Reich 
riesig. Doch niemandem ver
barg sich die Tatsache, daß 
Castro von Moskaus kommu
nistischer Strategie die Auf
gabe zugedacht war, der erste 
Brückenkopf für ein späteres 
übergreifen des Kommunismus 
auf den amerikanischen Konti
nent zu werden.

Es ist oft die Frage erörtert 
worden, ob auf diesem Teil der 
Welt überhaupt der Kommunis
mus eine weltrevolutionäre 
Chance habe. Wer sie verneinte, 
erwartet ihn nur immer in den 
gleichen, in der Sowjetunion 
vorgebildeten Formen. So ortho
dox aber sind die auf Weltbe
herrschung ausziehenden Stra
tegen des Kreml nicht. Sie pas
sen ihre Eroberungstaktik den 
historischen und geographi
schen Eigentümlichkeiten an. 
Sie sehen Kommunismus in 
Asien und in Afrika auf ande
rem Boden wachsen als in Eu
ropa, und sie haben auch ein 
gutes Gespür für die Ansatz
punkte, die in Lateinamerika 
und Mittelamerika für die kom
munistische Entwicklung gege
ben sind. Daß sie Fidel Castro 
als den ihren ansehen und so 
kräftig seine Sache zu der ihren

machen, das muß der Westen 
sehr ernst nehmen — auch wenn 
Castro sich noch manchmal der 
Identifikation mit seiner Satel
litenrolle schämen mag. Dem 
amerikanischen Präsidenten 
wird es nicht mehr gestattet 
sein, sich darauf zurückzuzie
hen, das Castro-Regime als 
noch nicht kommunistisch an
zusehen. Kennedy hat sich jetzt 
mit starker Betonung verpflich
tet: „W ir werden nicht zulas
sen, daß Kuba kommunistisch 
wird.“ Ein wenig hilflos fragt 
sich die Welt danach: W ie soll 
verhindert werden, was offen
sichtlich schon Tatsache ist?

★
Der Präsident ist um die Be

antwortung dieser Frage nicht 
zu beneiden; denn auf sie war
tet nicht nur die amerikanische 
Nation, sondern die ganze freie 
Welt. Sie wirft, nachdem der 
Putsch des Dr. Cardona offen
bar erstickt ist, ein weltpoliti
sches Problem erster Ordnung 
auf. Man will den vor dringen
den Kommunismus nicht mili
tärisch bekämpfen. Und man 
will vor allem nicht in den Ge
ruch der militärischen Inter
vention kommen. Kennedy hat 
für das schmalbrüstige Unter
nehmen von Kuba jede ameri
kanische Vaterschaft geleugnet. 
Und Cardona, der Initiator des 
Putsches, hat dies selbst eben
so kategorisch bestätigt. Aber 
vielleicht war es gerade die 
halbe Zuneigung des amerika
nischen Präsidenten für die ku
banischen Rebellen und das 
Ausbleiben einer Warnung an 
sie: ihre Attacke jetzt, da
Castros Stern schon im raschen 
Sinken war, zu starten, die das 
Debakel mitverschuldet hatte.

★
Die Amerikaner jeder Regie

rung stehen natürlich auf der 
Seite der Castro-Gegner. Sie 
sind sich alle der Gefahren be
wußt, die der Vormarsch des 
Kommunismus auf • die Insel 
Kuba haben muß. Aber wie und 
wann ihm Einhalt zu gebieten 
ist, darüber haben sie sich keine 
festen Vorstellungen gebildet. 
Was Eisenhower versäumte, 
konnte und wollte es Kennedy 
jetzt nachholen? Kennedy 
mußte vieles bedenken, was ihn 
zum Handeln oder Unterlassen 
zwang. Seine Politik gegenüber 
Kuba zielte vor allem darauf, 
das ganze Lateinamerika für 

(Fortsetzung auf Seite 3)



Kassem steuert „mittleren Weg“ an .
Einfluß der Sowjets zurückgedrängt — Yernunitfrieden Ka iro—Bagdad?

K. Bagdad (Eigenbericht)
Die letzten Wochen haben 

eindeutig aufgezeigt, daß der 
irakische Regierungschef Kas
sem sich langsam und überaus 
vorsichtig aus der selbstgewoll- 
ten politischen Isolierung inner
halb der arabischen Welt her
auszulösen und eine lebhafte 
Tätigkeit zu entfalten angefan
gen hat. Vorläufige Höhepunkte 
dieses politischen Bemühens 
sind die Ausräumung der Span
nungen und die Wiederherstel
lung normaler Beziehungen zu 
Jordanien und die letzte Kon
ferenz der Arabischen Liga ge
wesen.

Moskau empört
Die Voraussetzung für diese 

Änderung der außenpolitischen 
Haltung ist eine Schwenkung in 
dem innenpolitischen Kurs Kas- 
sems gewesen, die sich seit dem 
letzten Frühjahr anbahnte und 
mit der Entlassung der drei 
sehr stark linksgerichteten Ka
binettsmitglieder gegen Ende 
des Jahres, den Maßnahmen 
gegen die kommunistisch be
herrschten Gewerkschaften und 
Tamorganisationen der iraki
schen Kommunistischen Partei 
usw. auch äußerlich zum Aus
druck kam.

Die Moskauer Presse hat in 
den letzten Monaten mehr als 
eine Gelegenheit gefunden, sich 
über irakische Vorgänge zu be
schweren und zu empören. Man 
ist weit entfernt von der Zeit

der sowjetisch-irakischen An
näherung und dem Ausspruch 
Chruschtschows im Frühjahr 
1959, der damals das Land an 
den Zwillingsströmen zum „fort
schrittlichsten“ Staat des Vor
deren Orients erklärte.

Wenn die Sowjets einmal ge
glaubt hatten, Irak zum Stütz
punkt im Nahen Osten und 
vielleicht zum. Sprungbrett für 
Ostafrika machen zu können, 
müssen sie heute die wankel
mütige Haltung arabischer Poli
tiker und Revolutionäre tief be
klagen. Es hat sie auch nichts 
genutzt, vor etwas mehr als 
einem Jahr ihre Taktik gerade 
in Irak geändert zu haben. 
Auch die Hintanstellung des 
militanten Kommunismus und 
die Politik der Infiltration 
durch die Hintertür einer 
„Volksfront“ haben nicht den 
Erfolg gebracht, den man sich 
von ihnen offensichtlich in Mos
kau versprochen hatte.

Taktische Schwenkung
Nun ist es jedoch gewiß nicht 

so, daß Kassem etwa lediglich 
aus einer Ablehnung des Kom
munismus heraus die bemer
kenswerte Schwenkung vollzo
gen hätte, von der übrigens 
noch niemand weiß, ob sie end
gültig ist und wie sie verlaufen 
wird. Der General sucht offen
bar einen Weg aus einer recht 
schwierigen Lage: Er ist be
strebt, sein nationales Regime 
zu festigen, das bisher als

Gegengewicht gegen den von 
Nasser propagierten und auch 
in Irak noch nicht gestorbenen 
Panarabismus auf die gefähr
liche Unterstützung durch die 
Kommunisten nicht verzichten 
konnte. Manche Beobachter sind 
der Auffassung, die jetzige 
Schwenkung müsse nicht un
bedingt ein Bekenntnis zur 
rechtsnationalen Richtung sein, 
sondern könne sich am Ende als 
eine taktische Maßnahme Kas- 
sems heraussteilen, um sich eine 
Rückendeckung für später zu 
verschaffen.

Blick nach Jordanien 
Gewiß war es in der letzten 

Zeit um die ägyptisch-irakische 
Auseinandersetzung Uber die 
Vormachtstellung in der arabi
schen Welt stiller geworden, 
aber zum Beispiel die Erklärung 
Kassems, jeder Angriff Kairos 
auf Jordanien werde als ein 
Angriff auf Irak angesehen, hat 
doch gezeigt, daß man in Bag
dad keineswegs gewillt ist, 
Nasser im Vorderen Orient 
freie Hand zu lassen. Wenn 
auch klare Hinweise fehlen, ist 
es nicht ausgeschlossen, daß 
dabei auch der Traum vom 
„Fruchtbaren Halbmond“ aus 
Irak, Jordanien und VAR Pate 
gestanden hat. Die zweifellos 
schwierige Lage Nassers und 
die Vorstellung von einem be
drohten Jordanien mögen den 
Abschluß eines Vernunftfriedens 
zwischen Bagdad und Amman 
beschleunigt haben, der sicher 
dazu dient, vorhandene Kairoer 
Absichten auf Jordanien vor
läufig einmal zurückzustellen.

Nassers Vorbild 
Es würde nun völlig abwegig 

sein anzunehmen, Kassem werde 
sich vielleicht dem Westen zu
wenden. Er will ebenso den 
schon legendär gewordenen 
„mittleren Weg“ wie sein Rivale 
Nasser. Dieser hat aber die 
panarabische Idee längst für 
sich beschlagnahmt, und Kas
sem kann sich mit einem eige
nen Programm auf die Dauer 
nur behaupten, wenn er gegen 
den Panarabismus Nasserscher 
Prägung etwas zu setzen ver
mag, das gleichzeitig anspricht 
und Aussicht auf Verwirk
lichung hat.

Kuba geht alle an
(Fortsetzung von Seite 2) 

eine gemeinsame Haltung ge
genüber Castro zu gewinnen. 
Es scheint, daß diese Bemü
hung durch den Putsch und sein 
Scheitern zunächst schwer zu
rückgeworfen wird. Den Ver
lust an Prestige, den der Prä
sident jetzt einstecken muß, 
wird er aufholen müssen. Er 
hat sich am Wochenende mit 
Eisenhower zu einer langen Be
sprechung zusammengesetzt. Er 
hat den nationalen Sicherheits
rat der Staaten, zum ersten 
Male, zusammengerufen. Aber 
sein politischer Stern wird erst 
leuchten, wenn er es fertig

bringt, aus dem Kuba-Aben
teuer eine neue Lehre für eine 
starke antikommunistische Poli
tik zu ziehen. Kuba, und was 
daraus wird, geht von heute an 
alle an. Und die amerikanische 
Regierung wird, von den Er
eignissen gezwungen, auf Wege 
sinnen müssen, dem Kommu
nismus in der Welt ohne Waf
feneinsatz nachdrückliches Halt 
zu gebieten. Prag sollte einmal 
die letzte Station der kommuni
stischen Welteroberung gewe
sen sein. Kennedy hat die Auf
gabe erhalten, dagegen anzu
treten, daß mit Kuba eine neue 
Serie beginnt.
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15 Jahre SED
DT. Mit Marschmusik und 

Massenchören hat die soge
nannte Sozialistische Einheits
partei in Ostberlin ihr 15jäh- 
riges Bestehen gefeiert. Als 
Festredner waren die Genossen 
Ulbricht und Grotewohl ange
kündigt. Ersterer befand sich 
bei bester Gesundheit in aus
gesprochener Festlaune, der 
zweite Redner war nicht er
schienen: seit einigen Wochen 
ist der 67jährige Grotewohl 
schwer erkrankt. Der ehemalige 
Sozialdemokrat hatte mit dem 
inzwischen verstorbenen Kom
munisten Pieck vor 15 Jahren 
im Admirals-Palast den sym
bolischen Händedruck gewech
selt, der das Ende der SPD in 
Mitteldeutschland besiegelte. Er 
hatte die Warnungen Kurt 
Schumachers in den Wind ge
schlagen, der in der sogenann
ten Vereinigung klar und folge
richtig die Unterwerfung der 
Sozialdemokratie unter den W il
len Moskaus sah. Der geschmei
dige Grotewohl glaubte, der ge
schicktere Spieler zu sein, 
merkte jedoch nicht, daß er 
ebenso wie Pieck nur eine Figur 
auf dem Schachbrett der So
wjets war.

Der eigentliche Vertraute, da
mals noch bescheiden im Hin
tergrund bleibend, war der So
wjetbürger Ulbricht aus Sach
sen, heute der mächtigste Mann 
auf Moskaus westlichstem Vor
posten. Mit seiner selbst voll
zogenen Ernennung zum Vor
sitzenden des Staatsrates hat er

Norstadt: „Beste W affen  
für B u n desw eh r"

Hambul’g (dpa/up i). NATO- 
Oberbefehlshaber General Nor- 
stad hat in Hamburg die Pläne 
Präsident_ Kennedys befürwor
tet, die konventionellen Streit
kräfte zu verstärken. Gleich
zeitig lehnte er es ab, die Bun
deswehr aus politischen Grün
den von der Ausrüstung mit 
Atomwaffen auszuklammern. Die 
Bundeswehr müsse die „wirk
samsten und besten Waffen“ 
haben. Meldungen über einen 
geplanten Lieferungsstopp ato
marer Trägerwaffen für die 
Bundeswehr wies auch Norstad 
in diesem Zusammenhang mit 
der Bemerkung zurück, ihm sei 
über „die Grundlagen derartiger 
Berichte nichts bekannt“.

das Amt des sogenannten Mi
nisterpräsidenten zur gleichen 
Bedeutungslosigkeit verurteilt 
wie schon zu Lebzeiten Piecks 
das des Staatspräsidenten. Die 
in Ulbrichts Hand vereinigte 
Machtfülle symbolisiert die 
Unterjochung der damals pari
tätisch an der Parteiführung 
beteiligten Sozialdemokratie in 
der Zone. 40 Vertreter hatte 
jede Partei in die Führung ent
sandt, heute kann man die 
übriggebliebenen Konformisten 
der SPD an den Fingern einer 
Hand abzählen. Der eiskalte 
Rechner Ulbricht hat seine Geg
ner — mehr noch die vermeint
lichen als die wahren —* zur 
Strecke gebracht.

A. R. Berlin (Eigenbericht)
Der SED ist es nicht gelun

gen, die Menschen in Mittel
deutschland für ihre Ideologie 
zu interessieren, geschweige 
denn, sie dafür zu begeistern. 
Die Ergebnisse ihrer Planwirt
schaft reichen nicht aus, um 
ein einigermaßen angenehmes 
Leben zu sichern. So ist die 
Partei am 15. Jahrestag ihrer 
Gründung von der Bevölkerung 
noch genausowenig anerkannt 
wie 1946.

F R A N K F U R T
Falsche Vorstellungen von 

ihrem Beruf haben nach Mei
nung des SED-Blattes „Neuer 
Tag“ die Kindergärtnerinnen, 
wenn sie fragen: „Wozu brauche 
ich dialektischen Materialismus 
und politische Ökonomie? Und 
Russisch erst? Braucht eine 
Kindergärtnerin denn das?“

G E R A
„Wie soll ein Mann heute 

sein?“ fragte die „Volkswacht“ 
ihre Leser. Ein „Volkskorre
spondent“ antwortete: „Es gibt 
auf diese Frage nur eine Ant
wort, die lautet: der Mann muß 
mit seiner Frau sozialistisch 
leben.“

PO TSD AM
Als billige Arbeitskräfte wer

den Schulkinder unter der Tar
nung des „polytechnischen Un
terrichts“ nach wie vor in der 
Landwirtschaft mißbraucht. Drei 
Schüler schrieben der „Mär-

Auf dieser Strecke ist aber 
und das ist das Verhängnis für 
ganz Deutschland — die ge
samte Bevölkerung der sowje
tisch besetzten Zone geblieben. 
Die drei Millionen, die in diesen 
15 Jahren ihre Heimat ver
ließen, die Tausende, die Tag 
für Tag das gleiche Schicksal 
teilen — sie sind die Opfer 
eines Systems, das auf den 
Bajonetten der Besatzungsmacht 
ruht. So ist es nur verständlich, 
wenn „Neues Deutschland“ sei
nen Festartikel mit einem Dank 
an die Sowjetunion beschließt. 
Von blutigem Hohn ist jedoch 
die Überschrift: „Die einzige 
Partei, die ihr Programm ver
wirklichte.“

kischen Volksstimme“ : „Wir
müssen oft Arbeiten verrichten, 
die eigentlich nichts mit dem 
Unterrichtstag in der Produk
tion zu tun haben. Das löst 
natürlich Mißfallen bei uns 
aus.“

A U E R B A C H
Weil ein Steg über einen 

Wassergraben zu schmal für 
Landmaschinen ist, wollte eine 
LPG ihn verbreitern. Die zu
ständigen Stellen meinten, sie 
müßten dazu erst eine Geneh
migung aus Ostberlin einholen, 
und die „Freie Presse“ be
merkt: „Für je zwei Ziegel, die 
man übereinandersetzt, braucht 
man eine Baugenehmigung von 
,oben‘.“

Z W IC K A U
„Ein Häuschen mit Garten 

wollen wir seit Wochen kaufen, 
aber noch fehlt die Kaufgeneh- 
migung“, klagte ein älteres Ehe
paar. Die „Freie Presse“ teilte 
mit: „Erst mußte die Herkunft 
des hohen Geldbetrages geklärt 
werden.“

H A L L E
Einige Gründe für die Flucht 

von Zonenbewohnern wurden in 
einer Diskussion genannt, aus 
der das SED-Blatt „Freiheit“ 
Teile wiedergab. Da hieß es: 
„Manche Jugendliche hauen nach 
dem Westen ab, weil sie sagen, 
bei uns müßten sie zu viele 
Versammlungen besuchen und 
Stunden im Nationalen Aufbau
werk machen. Im Westen da
gegen hätten sie ihre Freiheit.“

SED i i  der Isolierung
Aufzeichnungen über Ereignisse in Mitteldeutschland



In der Zone lebt man teurer
Mit steigendem Einkommen sinkt die Kaufkraft der Ostmark

Berlin (Eigenbericht). Für die 
gleiche Lebenshaltung wie im 
Bundesgebiet müßte der Ver
braucher in der Sowjetzone im
mer noch mehr Ostmark auf
wenden, als zur Bezahlung in 
DM West erforderlich wäre. 
Sollte also, abgesehen von 
Qualitätsunterschieden, dem so
wjetzonalen Verbraucher die 
gleiche reale Kaufkraft wie im 
Bundesgebiet zur Verfügung 
stehen, so müßten, um diesen 
„Warenkorb“ zu erwerben, die 
Verbrauchseinkommen in der 
Sowjetzone um 13 bis 33 v.H. 
höher sein. Diese Feststellung 
trifft das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW).

Das D IW  hat die Aufwendun
gen für die Lebenshaltung in 
beiden Teilen Deutschlands an 
_dem Warenkorb, den der Ver
braucher im Bundesgebiet nor
malerweise erwirbt, bemessen 
(„Index - Familie"). Bei einem 
derartigen Vergleich zeigt sich, 
„daß die Kaufkraft der Ostmark 
in Mitteldeutschland mit stei
gendem Einkommen gegenüber 
der Kaufkraft der Westmark im 
Bundesgebiet sinkt“. So mußten 
im Dezember 1960 für die Le
benshaltung in der Sowjetzone 
in der sogenannten „unteren“ 
Verbrauchergruppe, wo der Be
darf zum größten Teil aus 
lebensnotwendigen Gütern be
steht, 113 v.H. (1958: 119 v.H.) 
des entsprechenden Westmark
betrages aufgewendet werden. 
In der „mittleren“ und „ge
hobenen“ Verbrauchergruppe be
tragen die Relationen 122 (129) 
bzw. 133 (139) v.H. des West
markbetrages.

Berlin (ap/Eigenmeldung). Die 
Sowjetzonen - Behörden werden 
vom 1. Mai an keine Wasser- 

straßen-Benutzungsgebühren 
mehr erheben. Einen entspre
chenden Beschluß hat der Mi
nisterrat der Sowjetzone nach 
einer adn-Meldung gefaßt.

Die Wasserstraßengebühren 
waren im Mai 1958 von den 
Fankower Behörden mit der 
Begründung eingeführt worden, 
daß zur Behebung der durch

Die Tatsache, daß mit wach
senden Einkommen die Kauf
kraft der Ostmark sinkt, wird 
durch die unterschiedlichen 
Preisverhältnisse für die ein
zelnen Bereiche des privaten 
Verbrauchs zwischen der So
wjetzone und dem Bundesgebiet 
erklärt. Das zeigt die folgende 
Tabelle:

Preisverhältnisse 
zwischen Sowjetzone: 

Bundesgebiet Juni 1959

(„Mittlere“ Verbrauchergruppe — 
DM Ost in v.H. von DM West)

Ernährung .......................... 133
Genußmittel ........................ 193
Wohnung .........................  77
Heizung und Beleuchtung . 82
Hausrat ............................  155
Bekleidung .......................... 193
Reinigung u. Körperpflege 102 
Bildung und Unterhaltung 74
Verkehr ............................. 97
alle Gruppen ......................  128

Während also bei der „un
teren“ Verbrauchergruppe die 
Posten Wohnung, Heizung, Ver
kehr und Ernährung, deren 
Preisdurchschnitt gegenüber dem 
Bundesgebiet niedriger oder nur 
geringfügig höher ist, die Kauf
kraft der Ostmark erhöhen, 
nimmt diese in der „mittleren“ 
und der „höheren“ Verbraucher
gruppe ab. Denn hier haben 
Ausgaben für Bekleidung und 
Hausrat, die preislich 193 v.H. 
bzw. 155 v.H. des entsprechen
den Westmarkbetrages aus
machen, einen wachsenden, ja 
sogar bestimmenden Anteil an 
der Gesamtkaufkraft.

die westdeutsche Elbstauung 
bei Geesthacht in ihrem Gebiet 
entstehenden Schäden rund 
50 Millionen DM erforderlich 
seien. Inzwischen haben die 
Sowjetzonen - Behörden jedoch 
mehr als 70 Millionen DM West 
eingenommen.

Die Verhandlungen über die 
Aufhebung der Gebühren be
gannen Mitte März, nachdem 
die Sowjetzone bei den Bespre
chungen über die Wiederauf

nahme des Interzonenhandels 
mündliche Zusagen für eine 
positive Entscheidung gegeben 
hatte. Der Leiter der Treuhand- 
steile für den Interzonenhandel, 
Dr. Leopold, ist zur Bericht
erstattung über seine Verhand
lungen nach Bonn geflogen.

Nach Unterlagen des Mini
steriums für gesamtdeutsche 
Fragen wurden die DM-Ein- 
nahmen aus den Wasserstraßen- 
Benutzungsgebühren ebenso wie 
die anderen „legalen“ sowjet
zonalen DM-Bezüge größtenteils 
für die illegale Arbeit der Kom
munisten in der Bundesrepublik 
verwendet.

Hannover ist gerüstet
Hannover (dpa). Etwa 20 000 

Menschen arbeiten bis zum Be
ginn der Deutschen Industrie
messe am nächsten Sonntag am 
Aufbau der Stände für die 
größte industrielle Schau der 
Welt. Die Polizei rechnet mit 
einem Ansturm von täglich 
150 000 Fahrzeugen, von denen 
mindestens 40 000 auf das 
Messegelände kommen werden. 
Der Durchgangsverkehr wird 
in den Spitzenzeiten im Norden 
und Süden von Hannover a,bge- 
fangen und auf Landstraßen um 
die Stadt geleitet.

Für die bis zum 9. 6. dau
ernde Messe werden 34 000 Pri- 
vatzimmer benötigt. Die Bun
desbahn setzt vom Donnerstag 
an Sonderzüge im Pendelver
kehr zwischen dem neuen 
Messe-Bahnhof und Bremen, 
Bad Harzburg und Bad Pyr
mont ein. Schlafwagenzüge 
werden als „rollende Hotels" 
am Messegelände abgestellt. 
Luft-Taxis verkehren zwischen 
dem Flughafen Langenhagen 
und dem Messegelände. Die 
großen Luftfahrtgesellschaften 
legen Sonderflüge ein.

über 5000 Firmen, davon fast 
ein Fünftel aus 25 ausländischen 
Staaten, haben sich als Ausstel
ler angemeldet. Der Ostblock 
ist wieder durch Ungarn, Polen 
und die Tschechoslowakei ver
treten. Die Sowjetunion hat die 
Teilnahme abgelehnt, weil ihr 
ein eigener, dem Prinzip der 
Branchenmesse widersprechen
der Pavillon verweigert wurde.

Wassersiraßen-Zoll aufgehoben
Pankow kassierte in drei Jahren 70 Millionen D-Mark
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Enthüllingen über FLN
Generalbundesanwalt Giide: „Terror in  der Bundesrepublik“
Karlsruhe (upi/dpa). Die alge

rische Befreiungsfront (FLN) 
hat nach Mitteilung von Gene
ralbundesanwalt Gilde in der 
Bundesrepublik eine Geheim
organisation zur Terrorisierung 
ihrer Landsleute aufgebaut. Es 
bestehe der Verdacht, daß die 
in Bonn verhafteten Algerier 
Rädelsführer oder Hintermän
ner der FLN  in der Bundes
republik gewesen seien. Um
fangreiche Ermittlungen der 
Sicherungsgruppe des Bundes
kriminalamtes und der Polizei
behörden der Länder hätten er
geben, daß die Organisation 
sich Polizeigewalt angemaßt 
und gegen ihre Landsleute 
Geld- und Prügelstrafen ver
hängt habe.

Die Verhaftung der drei FLN- 
Vertreter hat in Bonn großes 
Aufsehen erregt. Das“ Auswär
tige Amt und das Innenmini
sterium wurden von der Ver
haftung vorher nicht unterrich
tet. Wie verlautet, sind die Ver-

M  eit zngeiassen
Jerusalem/Wiesbaden (ap/dpa). 

Die Freiwillige Selbstkontrolle 
der Filmwirtschaft hat den 
amerikanischen Film „Jagd auf 
Eichmann“ zur öffentlichen Vor
führung in der Bundesrepublik 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht freigegeben. Nach Auf
fassung des Prüfaussehusses 
stellt der Film in vielfacher Be
ziehung eine verfälschende Sim- 
plifizierung dar: in seinem
Handlungsaufbau, in der Ge
wichtsverteilung hinsichtlich der 
Schuld an den grauenhaften 
Taten aus der Zeit des national
sozialistischen Regimes und in 
zahlreichen Einzelheiten bei den 
dargestellten Figuren, Hand
lungsvorgängen und Milieuver
hältnissen der Jahre vor und 
nach 1945. Auch ständen die 
kolportagehaften Züge der 
Spielhandlung in starkem Miß
verhältnis zum Ausmaß und 
Ernst der behandelten furcht
baren Geschehnisse.

Für die Entscheidung war 
außerdem maßgebend, daß erst 
der Eichmann-Prozeß die „er
wartete Klärung“ bringen könne 
und der Film daher „im gegen
wärtigen Zeitpunkt nur gefähr
liche Verwirrung stiften“ würde.

hafteten dem Auswärtigen Amt 
seit langem bekannt; sie sollen 
einem algerischen Büro ange
hören, das sich in der Tune
sischen Botschaft in Bad Godes
berg befindet. Vor einem Jahre 
hatte die Bundesregierung offi
ziell die Auflösung dieses Büros 
gefordert, weil es politische Pro
paganda gegen das mit der Bun
desrepublik verbündete Frank
reich betreibe.

Stikker gew äh lt
Paris (ap/dpa). Der ehemalige 

niederländische Außenminister 
Dirk Stikker ist erwartungs
gemäß offiziell einstimmig zum 
neuen NATO - Generalsekretär 
gewählt worden. In einer ersten 
Erklärung nach seiner Amts
übernahme sagte Stikker, er sei 
nicht pessimistisch im Hinblick 
auf die Möglichkeit, ein für 
alle annehmbares System einer 
NATO-Atomstreitmacht zu schaf
fen. Der hierüber geführte Mei
nungsaustausch werde fortge
setzt.

Der erste im Weltraum?
Z w eifel an Gagarins E rstleistung in  Frankreich geäußert

Paris (dpa). Aufsehen erregte 
in einer Sendung des franzö
sischen Rundfunks die Behaup
tung des aus Moskau zurück
gekehrten französischen Sonder
korrespondenten Edouard Bo- 
brovski, Gagarin sei nicht der 
erste Mensch im Weltraum ge
wesen. Als ersten Weltraum
flieger bezeiehnete er den Sohn 
des sowjetischen Flugzeugkon
strukteurs Serge Iljuschin. Die
ser liege gegenwärtig „völlig 
ohne Bewußtsein“ in einem 
Moskauer Krankenhaus. Das 
Weltraumschiff, in dem sich 
Iljuschin befunden habe, sei 
dreimal um die Erde gekreist. 
Es sei zwar unversehrt zurück
gekommen, jedoch mit einem

„Vor im Sowjet
USA liegen in  der Raum fahrt etw a zehn Jahre zurück

Washington (ap/dpa/upi). Die 
Vereinigten Staaten wollen alle 
Anstrengungen machen, als 
erste den Mond zu erreichen, 
erklärte Präsident Kennedy vor 
der Presse in Washington. Es 
sei im übrigen möglich, daß die 
USA im Bereich der Raumfahrt 
in den nächsten zehn Jahren 
hinter der Sowjetunion zurück
blieben.

Der Präsident wies zu den 
Vorgängen auf Kuba darauf 
hin, daß es darum gehe, alle 
Energie und Aufmerksamkeit 
darauf zu richten, wie man der 
Technik des Kommunismus in 
der Welt begegnen könne. Es 
sei ein alter kommunistischer 
Trick, die Vorteile eines demo
kratischen Regimes für sich 
auszunutzen und nach der

Menschen an Bord, der völlig 
das Gleichgewicht verloren 
habe. Der Versuch Iljuschins 
habe drei oder vier Tage vor 
der Weltraumfahrt Gagarins 
stattgefunden. Der französische 
Korrespondent erklärte, er 
könne nicht die Quellen für 
seine Enthüllungen nennen. Sie 
seien jedoch absolut glaubwür
dig, und er habe sie aus erster 
Hand. Bereits am Vorabend der 
Landung Gagarins hatte das 
kommunistische englische Blatt 
„Daily Worker“ in London die 
Sensationsmeldung von einem 
geglückten Raumflug der So
wjets veröffentlicht, deren Ein
zelheiten der französischen Be
hauptung entsprachen.

§ auf den Mond44
Machtübernahme die Opposition 
mit Gewalt auszuschalten. 
„Diese Taktik operiert immer 
dicht am Rande des Krieges."

Der Präsident wies auf das 
Beispiel Südvietnam hin, wo in 
jedem Jahr 4000 Zivilisten und 
Polizisten durch etwa 15 000 
mit Nachschub versorgte kom
munistische Guerillas umge
bracht würden. Dies geschehe, 
obwohl 70 bis 80 Prozent des 
südvietnamesischen Volkes bei 
den letzten Wahlen die Politik 
des Präsidenten Diem gebilligt 
hätten. Kennedy versicherte ab
schließend, die USA würden 
sich weiterhin um den Abschluß 
eines Abkommens über die Ein
stellung der Kernwaffenver
suche bemühen.
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SPD muß Adenauer-Politik billigen
Bericht über USA-Reise vor dem Bundestag — Atomrüstung spielte keine Rolle

W . Bonn (Eigenbericht). Bundeskanzler Adenauer ist vor dem 
Bundestag dafür eingetreten, die Atlantische Verteidigungs- 
Organisation (NATO) über ihre miUtärischen Aufgaben hinaus 
zu einem Instrument der Außen- und Wirtschaftspolitik des 
Westens auszubauen. In einem Bericht über seine Amerikareise 
erklärte er, Präsident Kennedy und er seien darüber einig, daß 
die NATO die Grundlage der gemeinsamen Verteidigung und 
Politik des Westens sein solle.
Der Bundestag erlebte im An

schluß an die knappe Regie
rungserklärung Adenauers eine 
zweistündige außenpolitische De
batte. Auffallend an den Erklä
rungen der Fraktionssprecher 
war die Warnung des SPD-Vor- 
sitzenden Ollenhauer vor einem 
politischen und wirtschaftlichen 
Ausbau der NATO, wie ihn Ken
nedy und Adenauer empfohlen 
hatten.

Adenauer hatte auf diesen 
Punkt den größten Nachdruck 
gelegt. Eine ständige Beratung 
über alle Fragen, die einige 
oder alle Mitgliedsstaaten der 
NATO berühren, müsse der 
oberste Grundsatz des Bünd
nisses sein, sagte er. Den Ver
einigten Staaten komme als dem 
stärksten Mitglied die Rolle der 
Führungsmacht zu. Aber Füh
rung bestehe nicht darin, daß 
Amerika einfach den Verbünde
ten seine Ansichten mitteile, 
sondern daß rechtzeitig darüber 
diskutiert werde.

W arum  Mißverständnisse?
Die Frage der atomaren Aus

rüstung der Bundeswehr, die in 
den letzten Tagen in der Öffent
lichkeit so lebhaft erörtert wor
den war, spielte im Bundestag 
keine große Rolle mehr. Ade
nauer berief sich auf das ge
meinsame deutsch-amerikanische 
Kommumqud über seine Bespre
chung mit Kennedy, in dem es 
heißt, daß die NATO „alle mili
tärischen Mittel behalten und 
weiterentwickeln“ müsse, die 
zur Abschreckung des Gegners 
notwendig seien. Deutlicher, 
meinte der Kanzler, könne man 
einen Grundsatz nicht ausspre
chen. Es sei ihm unverständlich, 
wie die Mißverständnisse in der 
Öffentlichkeit entstehen konnten.

Mit allgemeinem Beifall be
grüßte der Bundestag die Fest
stellung Adenauers, daß man 
fest auf die Zusagen vertrauen 
könne, die Amerika hinsichtlich 
Berlins abgegeben habe. Als der

Kanzler hinzufügte, eine ge
rechte Lösung der deutschen 
Frage sei nach gemeinsamer 
Überzeugung der deutschen und 
der amerikanischen Regierung 
nur auf der Grundlage des 
Selbstbestimmungsrechts mög
lich, erhielt er noch einmal, 
wenn auch schwächer, den Bei
fall aller Fraktionen.

Appell an England
Die restlichen Ausführungen 

Adenauers galten der europä
ischen Einigung, der Abrüstung 
und der Entwicklungshilfe. In 
all diesen Punkten äußerte er 
sich befriedigt über die Über
einstimmung mit Washington, 
wobei er die Klugheit, die Ener
gie und den Weitblick Kenne
dys besonders pries. Unruhe 
entstand, als der Kanzler sich 
ziemlich lange bei seinem trium
phalen Empfang in Texas auf
hielt und dabei auch die kom
fortable Ranch des Vizepräsi
denten Johnson und die Parade 
zu seinen Ehren nicht zu erwäh
nen vergaß. Schließlich appel
lierte er an Großbritannien, sich 
der Europäischen Wirtschafts
gemeinschaft anzuschließen. Der 
Vorsitzende der SPD, Ollen
hauer, begann seine Erwide
rung mit einem Bekenntnis zur 
Freundschaft mit den Vereinig
ten Staaten, das sogleich in den 
Reihen der CDU einige Unruhe 
hervorrief. Als er dann noch 
hinzufügte, die Erklärung Ken
nedys gegenüber Adenauer, daß 
Amerika die Freiheit Berlins 
wahren werde, sei eigentlich 
nur eine Wiederholung seiner 
Versicherungen gegenüber dem 
SPD-Kanzlerkandidaten Brandt, 
kam eine leichte Heiterkeit auf.

Die Debatte schloß mit einer 
nachdrücklichen Rede des CDU- 
Fraktionsführers Krone, der 
sich diesmal nicht damit be
gnügte, Adenauer für seine 
Reise zu danken und seine Er
folge zu loben, sondern durch 
eine Reihe kleiner Attacken ge

gen die SPD und FDP einiges 
Leben in das stille Haus brachte. 
Unter anderem meinte er, ange
sichts der Erfolge Adenauers in 
Amerika hätte die Opposition 
eigentlich „etwas mehr“ sagen 
können. Zur FDP gewandt, 
setzte er sich scharf von der 
Vorstellung ab, daß ein militä
risches Auseinanderrücken in 
Europa nützlich sein könnte, 
und wies darauf hin, daß dann 
auch die amerikanischen Trup
pen abrücken müßten, die jetzt 
Berlin schützen. Ollenhauers 
Forderung nach einer „gemein
samen Bestandsaufnahme“ griff 
Krone auf, um der Opposition 
eine größere außenpolitische 
Debatte anzubieten, an die aller
dings die SPD dabei kaum ge
dacht haben dürfte.

USA: Rüder Versuch
Washington (upi). Das ameri

kanische Außenministerium hat 
die Verdächtigung der amt
lichen tschechoslowakischen 
Nachrichtenagentur, der Ab
sturz der tschechoslowakischen 
Verkehrsmaschine im Landkreis 
Forehheim am 28. März stehe 
im Zusammenhang mit der er
höhten Flugtätigkeit über einem 
nahe gelegenen amerikanischen 
Militärlager, als „rüden“ Ver
such Prags zurüekgewiesen, die 
Vereinigten Staaten für den Ab
sturz verantwortlich zu machen. 
Der Sprecher des Außenmini
steriums nannte die Vorwürfe 
der Nachrichtenagentur „unge
rechtfertigt“ . Es sei nicht das 
erstemal, daß die Tschecho
slowakei Außenstehende für ein 
Flugzeugunglück verantwortlich 
machen wolle. Die Nachrichten
agentur hatte in einer Meldung 
von „sehr verdächtigen Umstän
den“ gesprochen, unter denen 
sich der Unfall ereignet habe, 
bei dem 52 Menschen ums Leben 
kamen.
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B IL D E R  D E R  W O CH E: Oben: Bundeskanzler Adenauer berichtete dem Bundestag 
über die Ergebnisse seiner Besprechungen in den USA. —  Unten: Das deutsche 
Kriegerdenkmal in E l Alamein besuchten der jugoslawische Präsident Tito (rechts)

und Präsident Nasser.


